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INFORMATIONEN FÜR BEAMTE
UND ARBEITNEHMER

Was Sie davon haben:

Das Beihilfesystem umfasst die gesamten Aufwendun­

gen des Dienstherrn im Rahmen der Fürsorgepflicht

für Krankheits­, Pflege­ und Geburtsfälle sowie bei

Maßnahmen zur Früherkennung von Krankheiten und

Schutzimpfungen. Entsprechend groß ist die Zahl der

Einzeltatbestände, die im Beihilferecht geregelt sind.

Für beihilfeberechtigte Beamte und Versorgungs­

empfänger ist deshalb die Ableitung ihrer Ansprüche

aus den geltenden rechtlichen Bestimmungen, die in

Bund und Ländern überdies differieren, sehr aufwän­

dig und oft schwierig.

Der Ratgeber, der sich auf das Berliner Landesrecht

beschränkt, verhilft anhand alphabetisch geordneter

Stichworte sehr schnell zu einer korrekten beihilfe­

rechtlichen Bewertung einzelner Krankheits­ und

Vorsorgetatbestände und zu einem Einblick in das

System selbst. Seitenverweise auf die dem jeweiligen

Stichworttext zugrunde liegende Bestimmung der

Landesbeihilfeverordnung (LBhVO) ermöglichen ein

zielgenaues tieferes Eindringen in die Materie.

Dem Ratgeber liegt der Sachstand von Januar 2014

zugrunde.
336 Seiten ISBN: 978­3­87863­189­7
€ 14,90*

* zuzügl. Porto und Verpackung
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Namentlich gekennzeichnete Beiträge geben die Mei-
nung des jeweiligen Autors und nicht immer die Meinung 
des Herausgebers wieder.

Liebe Leserinnen,  
liebe Leser,

zwar werden nach dem Tarifabschluss mit der TdL 
die Berliner Schulen zumindest zwei Jahre lang nicht 
mehr von sinnlosen Warnstreiks der GEW gebeutelt, 
die offenbar zur Einsicht gekommen ist und den Ab-
schluss mit unterzeichnet hat, die insgesamt drama-
tische Schulsituation in der Hauptstadt ändert das 
aber nur unwesentlich. 

Das hauptstadt magazin greift mit Beiträgen über 
den Schulalltag, über den Wert bildungspolitischer 
Verlautbarungen und über den maroden Zustand der 
Schulgebäude dieses brisante Thema schwerpunkt-
mäßig auf.

Natürlich nehmen auch der Tarifabschluss mit der 
TdL und seine noch ausstehende Übertragung auf 
den Beamtenbereich breiten Raum in der Bericht
erstattung ein. 

Außerdem haben wir bei einer Veranstaltung im 
Rahmen der Reihe „dbb im Dialog“ interessante Ein-
blicke in die Arbeit des ITDZ erhalten.

Rätselfüchse können dieses Mal zehn USB-Sticks ge-
winnen, die den unschätzbaren Vorteil haben, dass 
man nicht dauernd nach ihnen suchen muss – ganz 
einfach, weil sie am Handgelenk getragen werden 
können.

Viel Freude bei der Lektüre wünscht

Ihr

Frank Becker,  
Landesvorsitzender dbb berlin 
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Einkommen steigen um 4,35 Prozent

Gutes Tarifergebnis!
Die Tarifgemeinschaft deutscher Länder (TdL) hat sich am 17. Februar 2017 mit den Ge-
werkschaften auf einen Tarifabschluss für die Beschäftigten im öffentlichen Dienst der 
Länder geeinigt. Im Gesamtvolumen steigen die Gehälter um 4,35 Prozent und zwar ab 
1. Januar 2017 zunächst um 2 Prozent (mindestens um 75 Euro für die unteren Entgelt-
gruppen) und ab 1. Januar 2018 um weitere 2,35 Prozent. Für Azubis gibt es in beiden Jah-
ren 35 Euro monatlich mehr. Die Vertragslaufzeit beträgt zwei Jahre.

Das Land Berlin gehört der TdL seit 2013 wieder an. 
Folglich gilt der Abschluss für alle Tarifbeschäftigten 
des Berliner öffentlichen Dienstes, deren Vergütun-
gen sich – wie bereits 2013 bei der Rückkehr in die 
TdL vereinbart – im Dezember 2017 zusätzlich noch 
einmal um 1,5 Prozent erhöhen und damit 100 Pro-
zent des Niveaus der TdL erreichen wird. Das heißt im 
Angestelltenbereich hat Berlin dann keinen Bezah-
lungsrückstand mehr zu den anderen Bundeslän-
dern. 

Erfahrungsstufe 6 wird eingeführt

dbb Landeschef Frank Becker zeigte sich, wie schon 
vor ihm dbb Verhandlungsführer Willi Russ, zufrie-
den mit dem Ergebnis, das insbesondere mit der Ein-
führung der Erfahrungsstufe 6 in zwei Schritten auch 
wichtige strukturelle Komponenten enthält. Darüber 
hinaus wurde in Berlin die Übergangszahlung für Be-
schäftigte im Justizvollzugsdienst der Länder sowie 
im feuerwehrtechnischen Dienst verbessert. Auch im 
Sozial- und Erziehungsdienst gibt es Bewegung mit 
Entgeltgruppenzulagen für bestimmte Beschäftigte, 
beispielsweise Erzieher, Leiter von Kindertagesstät-
ten und Sozialarbeiter. 

Soziale Symmetrie

„Wir haben vieles erreicht. Entscheidende finanzielle 
Verbesserungen greifen sofort, wichtige strukturelle 
Verbesserungen werden wir ab jetzt in den vereinbar-
ten Gesprächen über die Entgeltordnungen errei-
chen“, bewertete dbb Verhandlungsführer Willi Russ 
den Abschluss positiv, der mit der Einführung der Stu-
fe 6 für die höheren Entgeltgruppen einerseits und 

dbb Verhandlungsführer Willi Russ kommentiert den erfolgreichen Tarifabschluss vor der Presse.

Zufriedene Gesichter: dbb Verhandlungsführer Willi Russ (l.) 
und dbb Chef Dauderstädt (r.) mit einem komba Vertreter
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Lautstarker Protest vor dem IT-Dienstleistungszentrum

dem linearen Sockel für die unteren Einkommen ande-
rerseits eine gute soziale Symmetrie aufweise. Ein ab-
schließendes Urteil wollte Russ allerdings erst abge-
ben, wenn auch die Übertragung auf den 
Beamtenbereich zeit- und  wirkungsgleich in allen 
Bundesländern vollzogen ist.

Kollatz-Ahnen:  
Wettbewerbsposition verbessert

Auch Berlins Finanzsenator Matthias Kollatz-Ahnen 
würdigte das Verhandlungsergebnis, das mit der Ein-
führung der Erfahrungsstufe 6 Berlins Position im 
Wettbewerb um qualifiziertes Personal, etwa in den 
Ingenieurs- und Gesundheitsberufen, verbessere. Au-
ßerdem böte sich damit eine attraktive Verbesse-
rung für Lehrkräfte, die bereits tariflich die Endstufe 
ihrer Entgeltgruppe erreicht haben. 

Zu den Verbesserungen im Sozial- und Erziehungs-
dienst meinte Kollatz-Ahnen: „Berlin hat in den Tarif-
verhandlungen aktiv daran mitgewirkt, dass die viel 
kritisierte Auseinanderentwicklung der Tarifsysteme 
TV-L/Länder und TVöD/VKA im Bereich des Sozial- 
und Erziehungsdienstes gestoppt und der Abstand 
deutlich verringert wird.“
Die Tarifeinigung kostet das Land Berlin für die Ange-
stellten in 2017 rund 79 Mio. Euro und rund 154 Mio. 
Euro in 2018. 

Heftige Warnstreiks

Die drei Verhandlungsrunden bis zum Abschluss des 
Tarifvertrags waren von heftigen Warnstreiks der Be-
schäftigten begleitet. In Berlin war insbesondere die 
IT der Landesverwaltung betroffen. Bei einer Kund-
gebung vor dem IT-Dienstleistungszentrum rief Willi 
Russ den versammelten Landesbeschäftigten zu: 
„Bei über 1,25 Milliarden Haushaltsüberschuss 2016 

allein in Berlin ist es nur recht und billig, dass der Se-
nat endlich nachhaltig in das eigene Personal inves-
tiert.“ Gegen den um sich greifenden Fachkräfte-
mangel, auch im IT-Zentrum, müsse der Senat 
endlich etwas tun. Denn auch und erst recht auf dem 
Arbeitsmarkt gelte: Wer nicht frühzeitig investiert, 
zahlt später doppelt.

Die Vorsitzende der gkl berlin, Cornelia Stemmler, 
forderte für die Beamtinnen und Beamten in Berlin 
die Übernahme des Tarifergebnisses mit einem PLUS 
zur Angleichung der Besoldung an den Bund und die 
anderen Bundesländer. Nur hierdurch könnten die 
Attraktivität des öffentlichen Dienstes in Berlin ge-
steigert und Fachkräfte gehalten werden. Bei den 
Kolleginnen und Kollegen des IT-Dienstleistungszen-
trums bedankte sich Stemmler für ihr stetiges Enga-
gement und die Unterstützung des Warnstreiks.

Auch Sandra Kothe, die Bundesvorsitzende der dbb 
jugend, zeigt sich aufgrund der zum Teil extremen 
Nachwuchssorgen in der Landesverwaltung alar-
miert: „Wenn die öffentlichen Arbeitgeber auf dem 
Arbeitsmarkt nicht konkurrenzfähig sind, werden sie 
bald auch nicht mehr zukunftsfähig sein.�

Cornelia Stemmler (gkl berlin) spricht zu den Demonstranten.
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dbb berlin fordert nach dem Tarifabschluss

Übernahme plus weitere  
Angleichung für Beamte
Unmittelbar nach dem Tarifabschluss für die Beschäftigten im öffentlichen Dienst der 
Länder hat der dbb beamtenbund und tarifunion berlin in Schreiben an den Regierenden 
Bürgermeister, die Fraktionsvorsitzenden im Abgeordnetenhaus und alle Senatsmitglie-
der die unverzügliche zeit- und inhaltsgleiche Übertragung des Ergebnisses auf die Berli-
ner Beamtinnen und Beamten, Richterinnen und Richter sowie die Pensionäre zuzüglich 
der Angleichung an die Bundesbesoldung gefordert.

Als absolut unerlässlich bezeichnet dbb Landeschef 
Frank Becker in den Schreiben die schnelle Umset-
zung der zusätzlichen Angleichungskomponente, 
weil die bessere Bezahlung bei den überwiegend in 
Berlin angesiedelten Bundesbehörden viele Landes-
beschäftigte zu einem Wechsel in die Bundesverwal-
tung verlockt. „Das ist auch bei einem Gehaltsunter-
schied von 400 bis 500 Euro monatlich in ein und 
derselben Besoldungsgruppe nicht verwunderlich“, 
so Becker wörtlich.

Abwanderung stoppen!

Abwanderungstendenzen seien verwaltungsüber-
greifend, insbesondere aber bei den Sicherheitsbe-
hörden festzustellen. „Aber auch junge, frisch ausge-
bildete Kolleginnen und Kollegen werden sich 
zukünftig überlegen, von welchem Dienstherrn sie 
ihre Ernennungsurkunde entgegennehmen, wenn 

die Besoldungsangleichung in Berlin ausbleibt“, 
warnt der dbb Landeschef eindringlich. „Senat und 
Abgeordnetenhaus müssen in Sachen Angleichung 
auch deshalb schnell handeln, weil mehrere Tausend 
Stellen, die in den nächsten Jahren aus Altersgrün-
den frei werden, wieder durch qualifizierte Nach-
wuchskräfte besetzt werden müssen“, argumentiert 
Becker weiter.

Leistung honorieren

Mit seiner Unterschrift unter den Tarifvertrag mit 
der TdL, so der dbb Landeschef abschließend, habe 
der dbb beamtenbund und tarifunion unterstri-
chen, dass es wichtig und richtig ist, die Leistungen 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu hono-
rieren. Entsprechende Anerkennung erwartet der 
dbb berlin jetzt für die Beamtinnen und Beamten 
des Landes. �
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Berliner Schulalltag

Flickschusterei mit Quereinsteigen  
und „LovLs“
Der akute Lehrermangel in Berlin zeigt katastrophale Folgen. Wie der Schulalltag gegen-
wärtig aussieht, schildert die Vorsitzende des VBE Berlin, Heidrun Quandt, in diesem Bei-
trag: „LovLs“ , d. h. Lehrer ohne volle Lehrbefähigungen, und Quereinsteiger sollen es 
jetzt richten, ein bildungspolitisches Desaster, das nach Überzeugung der VBE-Chefin bei 
vernünftiger Personalpolitik hätte verhindert werden können: 

Seit Jahren hat der 
VBE Berlin die man-
gelhafte Personal-
ausstattung der 
Berliner Schulen kri-
tisiert und eine Er-
höhung der Studi-
enplätze, speziell 
für den Grundschul-
bereich, gefordert. 
Ungeachtet des 
vollmundigen Slo-
gans der regieren-
den Parteien „Kin-
der sind unsere 
Zukunft“, blieben 
die VBE-Forderun-

gen ungehört bzw. wurden auf dem Altar der Spar-
maßnahmen zur Haushaltskonsolidierung und für 
Prestigeobjekte wie den neuen Flughafen geopfert.

Durchsetzungsschwache  
Bildungssenatoren

Schuld daran tragen nicht allein der ehemalige Regie-
rende Bürgermeister Klaus Wowereit und seine SPD-
Finanzsenatoren mit ihrem Credo „Sparen bis es 
quietscht“, sondern auch die durchsetzungsschwa-
chen SPD-Bildungssenatoren der letzten 20 Jahre.

Die altersbedingte Pensionierungswelle von Lehrerin-
nen und Lehrern ist nicht vom Himmel gefallen und 
auch die wachsenden Schülerzahlen durch Zuwande-
rung von Familien mit Kindern hätten über das Ein-
wohnermeldeamt leicht ermittelt werden können. 
Auch eine für die  Grundschulen verheerende Folge der 
Novellierung des Lehrerausbildungsgesetzes war vor-
hersehbar, nämlich dass das Lehramt mit zwei Wahlfä-
chern oder die Studienratslaufbahn für Studierende 
attraktiver sein dürfte als das Grundschulstudium. 
Als die negativen Folgen dieser Entwicklungen sicht-
bar wurden, flüchteten sich die politisch Verantwort-
lichen in eine „Vogel-Strauß-Politik“ und ließen die 
Berliner Schulen den Schlamassel ausbaden.

Armutszeugnisse der Bildungsverwaltung

Ein erstes Armutszeugnis stellte sich die Bildungsver-
waltung mit dem Wegfall der dreiprozentigen Unter-
richtsvertretungsmittel an den Schulen aus. Ein  
politischer Offenbarungseid folgte, als die Verant-
wortung für die Einstellung von Vertretungslehrern 
auf die Schulleitungen abgewälzt wurde. Denn zu 
diesem Zeitpunkt konnte die Senatsverwaltung 
schon keine ausreichende Zahl von Vertretungsleh-
rern mehr zur Verfügung stellen. 

Die Schulleitungen wurden mit Listen von angeblich 
vertretungsbereiten Lehrkräften abgespeist, die aber 
häufig gar nicht mehr zur Verfügung standen oder 
nicht die notwendigen Fächer abdecken konnten.

Eingestellt werden deshalb seit Jahren sogenannte 
„LovLs“ , d. h. Lehrer ohne volle Lehrbefähigungen 
oder im Klartext: Studenten, die für billiges Geld 
stundenweise in den Schulen eingesetzt werden und 
kranke oder dauererkrankte Lehrerinnen und Lehrer 
vertreten. Die „LovLs“  unterrichten, beurteilen, ja 
schreiben sogar, wenn notwendig, Zeugnisse – und 
keiner fragt, wie rechtlich abgesichert das Vorgehen 
eigentlich ist. Wenn die „LovLs“ Glück haben, steht 
das Kollegium hinter ihnen und schützt sie vor An-
griffen von Eltern, speziell wenn es beim Übergang 
zur Oberschule um die Zensuren geht. Haben die 
Hilfskräfte weniger Glück, wursteln sie sich irgend-
wie durch den Schulalltag oder geben gar ganz auf.

Überforderung von Quereinsteigern

Die zweite Schiene, auf der die Bildungsverwaltung 
fährt, um des Lehrermangels Herr zu werden, heißt 
Einstellung von „Quereinsteigern“. Diese Kolleginnen 
und Kollegen haben meist ein Fach studiert und zwar 
nicht auf Lehramt. Parallel zum Unterricht müssen 
sie in den meisten Fällen ein zweites Fach nachstudi-
eren und das Referendariat absolvieren, um sich das 
didaktische und pädagogische Handwerkszeug quasi 
im Schnellverfahren an der Schule anzueignen. Die 
Zahl dieser „Quereinsteiger“ wächst ständig, weil die 

Heidrun Quandt
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Bildungsverwaltung immer mehr Unterrichtsfächer 
zu Mangelfächern erklären muss, das heißt zu Fä-
chern, für die es keine ausgebildeten Lehrerinnen 
und Lehrer mehr gibt. 

Eine vernünftige Problemlösung können aber auch 
die Quereinsteiger nicht sein, denen man allen Erns-
tes zumutet, 19 Stunden an der Schule zu unterrich-
ten und nebenher ihr Referendariat zu absolvieren. 
Das ist nicht leistbar! Selbst Schulräte raten dieser 
Klientel mittlerweile, ihre Unterrichtsverpflichtung 
zu reduzieren – was  natürlich auch weniger Geld be-
deutet. Nicht viel besser dran sind aber auch die Kol-
leginnen und Kollegen, die die Quereinsteiger im Re-
ferendariat begleiten. Für sie gibt es nämlich kaum 
Unterrichtsermäßigung für ihren zusätzlichen Ein-
satz. 

Kritische Situation der Grundschulen

Besonders katastrophal stellt sich der Lehrermangel 
im Grundschulbereich dar. Weil es ausgebildete 
Grundschullehrerinnen und Grundschullehrer auf-
grund der politischen Versäumnisse praktisch kaum 
noch gibt, werden stattdessen Studienräte und 
Quereinsteiger eingestellt, denen unabhängig von 
aller fachwissenschaftlicher Kompetenz schlicht die 
Kenntnisse für den Unterricht in der Primarstufe, wie 
etwa die didaktische Aufbereitung von Lernstoff und 
seine altersgerecht Vermittlung, fehlen. Auch man-
gelndes lernpsychologisches Wissen, etwa über sehr 
unterschiedliche Abstraktionsfähigkeiten von Erst- 

und Zweitklässlern, führt bei diesen Lehrkräften 
nicht selten zur Überforderung. 

Auch Berliner Lehrer verbeamten!

Die Lehrernot in Berlin ist hausgemacht. Schon die 
Tatsache, dass Berlin seine Lehrerinnen und Lehrer 
nicht verbeamtet, erweist sich als gewaltiger Nach-
teil im Wettbewerb um junge Lehrkräfte mit den an-
deren Bundesländern. Diese Antihaltung der Berliner 
Politik ist um so unverständlicher und sturer, als Ber-
lin zwar seine Lehrer nicht verbeamtet, aber verbe-
amtete Lehrer aus anderen Bundesländern gern 
übernimmt und ihnen sogar noch einen Ausgleich 
für die in der Regel höhere Besoldung ihres Her-
kunftsbundeslandes gewährt. Auch Angestellte wer-
den mit eine Bezahlung – aufgrund einer auf 2017 
begrenzten  Nebenabrede – nach der höchsten Er-
fahrungsstufe 5 geködert.

Dass es in Berlin wegen der katastrophalen Personal-
politik der letzten Jahre gibt keine annähernd hinrei-
chende Ausstattung an ausgebildeten Lehrern mehr 
gibt, schlägt sich längst im nationalen Leistungsver-
gleich mit den anderen Bundesländern nieder, bei 
dem Berlin seit Jahren die „rote Laterne“ trägt. Wer 
aber ernsthaft der Meinung ist, dass Kinder unsere 
Zukunft sind, darf diese Entwicklung nicht zulassen 
und sollte deshalb schleunigst auf Ideologie verzich-
ten und Realpolitik betreiben – oder aber die politi-
sche Verantwortung für den Bildungsbereich gleich 
ganz abgeben.�

Sanierung der Bestandsschulen nicht vernachlässigen

Schulraumqualität für ALLE!
Die auf Initiative von Bildungssenatorin Sandra Scheeres ins Leben gerufene Facharbeits-
gruppe Schulraumqualität hat ihren Ergebnisbericht für eine moderne Schule vorgelegt. 
Für die rund 30 in den nächsten Jahren in Berlin benötigten Schulneubauten wird eine 
neue funktionale Raumstruktur vorgeschlagen, die nicht nur die intensive Zusammenar-
beit der Pädagogen und individuellen Lernprozesse in heterogenen Lerngemeinschaften 
unterstützten, sondern sogar die Identifikation mit der Schule durch Ästhetik und Funkti-
onalität fördern soll. 

Lehrer und Schüler von Berliner Bestandsschulen mö-
gen sich verwundert die Augen reiben, wären sie 
doch schon froh, wenn in ihren Schulgebäuden Du-
schen und Toiletten normalen Hygienestandards ent-
sprächen und der Putz nicht von den Wänden fiele. 
Ferdinand Horbat, Mitglied im Landesschulbeirat, 
hält die Neubaupläne angesichts der Erfahrungen mit 
der Berliner Bildungspolitik für wenig realistisch und 
fordert eine beschleunigte Sanierung der Bestands-

schulen: „Es ist keinem zu verübeln, der ernsthafte 
Zweifel an der Berliner Bildungspolitik hat. Berlin gibt 
pro Schüler mehr Geld aus als andere Bundesländer 
und hat dennoch die schlechtesten Testergebnisse im 
Vergleich zu den anderen Bundesländern. Und die 
Schulen sind in einem maroden Zustand. 

Schulraumbedarf und zusätzliche Haushaltsmittel 
eröffnen jetzt eine Option, Schulen neu zu bauen. 
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Die Facharbeitsgruppe (FAG) Schulraumqualität hat 
sich seit September 2016 der Gestaltung von Schulen 
u.a. unter Aspekten einer inklusiven Ganztagsschule 
und Lebensort gewidmet. Auch Vertreter des Lan-
desschulbeirates waren beteiligt. 

Die an sich auch aus meiner Sicht interessanten Aus-
führungen der FAG Schulraumqualität implizieren 
einen Aufwuchs von Flächen und Personal. Inwieweit 
die Vorstellungen realisierbar sind, müssen erst die 
weiteren Prüfungen ergeben. 

Auch die vom Staatsekretär vor dem Landesschulbei-
rat Mitte Februar angesprochenen Standorte der 
Schulneubauten müssen sich erst einmal den hohen 
Anforderungen des Modells stellen. Innenstadtberei-
che werden wohl kaum für die Umsetzung des Kon-
zeptes zur Verfügung stehen.

Das Musterraumprogramm für Schulen gilt bislang 
auch nur für Neubauten. Bestandsschulen verfehlen 
seine Anforderungen auch bei Weitem. So fehlen bei-
spielsweise dem Gymnasium, an dem ich unterrichte-
te, über 1 000 (eintausend!) Quadratmater Fläche. 

Die Ergebnisse der FAG werden daran nichts ändern, 
d. h. die überwiegende Mehrheit der Schüler und 
Lehrkräfte werden weiter in maroden Schulen unter 
mangelhaften Bedingungen arbeiten.

Sanierung zwingend notwendig

Entstanden ist der längst in seinen Auswirkungen 
unzumutbare Sanierungsstau unter dem Druck der 
Finanzpolitik der SPD-geführten Landesregierungen. 
Ihre rigide Sparpolitik setzte sowohl beim Abbau von 
qualifiziertem Personal als auch bei der Abgabe und 
Vernachlässigung von öffentlichen Gebäuden ein-
schließlich Schulen an. Die Mittel, die den Bezirken 
für Personal, Bewirtschaftung und Sanierung von 
Gebäuden zur Verfügung gestellt wurden, waren so 
gering bemessen, dass es heute den Bezirksämtern 
beispielsweise an ausreichendem Personal in den 

Bauämtern fehlt, um die Sünden der Vergangenheit 
wieder gerade zu biegen. Auch Raumkapazitäten 
fehlen heute, weil Schulgebäude unter dem Druck 
der haushälterischen Kosten-Leistungs-Rechnung ge-
zwungenermaßen abgegeben wurden

Der Bezirksschulbeirat, dem ich in Tempelhof-Schö-
neberg lange Zeit angehört habe, hat schon damals 
aufgrund der statistischen Daten und dem Gesichts-
punkt einer wachsenden Stadt die Schließungen als 
kontraproduktiv und unvereinbar mit dem Anspruch 
auf Daseinsfürsorge kritisiert. Einer ernsthaften Aus-
einandersetzung hat sich die Verwaltung jedoch 
nicht gestellt.

Sanierungen wurden erst gar nicht mehr in Angriff 
genommen oder, wie z. B. beim Robert-Blum-Gym-
nasium in Schöneberg, 2009 eingestellt und bis heu-
te (!) mangels verfügbarer Finanzmasse nicht wieder 
aufgenommen. Die bitteren Konsequenzen: nicht 
nutzbare Räume, Provisorien im Rohbau, fehlender 
Umkleideraum für Sportlehrkräfte an der angrenzen-
den Sporthalle und Duschen für die Schülerinnen 
und Schüler, die unter Hygienegesichtspunkten ge-
schlossen gehören.

Titelthema: Berliner Schulen in Not!

Robert-Blum-Gymnasium: Schon der Eingang ins Klassenzim-
mer ist wenig einladend.

Seit sieben Jahren wartet die Schule vergeblich auf die Fort
setzung der Sanierungsarbeiten.

Im trostlosen Lagerraum „Werken“

März 2017
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Auch an anderen Schulen sieht es nicht besser aus, wie 
mittlerweile auch die Presse entdeckt hat. Ein Abend-
schaubericht am 14. Februar etwa zeigte den Zuschau-
ern den dramatischen Sanierungsbedarf der Berliner 
Schulen in aller Deutlichkeit. So begrüßenswert die 
Neubauideen auch erscheinen mögen, es ist vor allem 
zwingend notwendig, die maroden Schulen zu sanie-
ren, damit alle Schülerinnen und Schüler und ihre Lehr-
kräfte akzeptable und gesunde Arbeitsplätze haben. 
Eine Vernachlässigung der notwendigen Sanierung vie-
ler Schulen zugunsten von Neubauten weniger Schu-
len ist nicht akzeptabel. In einem Beschluss vom 15. 
Februar 2017 hat der Landesschulbeirat folgerichtig 
auch die Sanierung der Bestandsschulen gefordert.

Bauämter in Personalnot

Unabhängig von der Frage Sanierung und/oder Neu-
bau gilt es zunächst, die Bauämter der Bezirke erst 
einmal wieder in die Lage zu versetzen, diese Vorha-
ben planungs- und durchführungstechnisch zu be-
gleiten. Dem Bericht eines Bezirksbaudezernenten 

vor dem Schulausschuss war jedenfalls zu entneh-
men, dass sein Bezirk zurzeit überhaupt nicht in der 
Lage ist, neue Baumaßnahmen zu begleiten. Verfüg-
bare Haushaltsmittel habe man aufgrund der perso-
nellen Überlastung bereits rückführen müssen. Ge-
nerell reichen den Bezirken zufolge Personal und 
Mittel für dringend notwendige Sanierungen nicht 
aus. Insofern muss sich, wer ernsthaft die Bedingun-
gen verbessern will, den realen Gegebenheiten stel-
len und nicht den Bezirken den „Schwarzen Peter“ 
anlasten, wie Staatssekretär Mark Rackles es im Ja-
nuar vor dem Landesschulbeirat versucht hat. Jahre-
langer Verlust qualifizierten Personals ist innerhalb 
kurzer Zeit nicht zu ersetzen. Dazu reicht die Schaf-
fung neuer Stellen in den Bauämtern allein auch 
nicht aus – man muss sie auch mit Fachpersonal be-
setzen können. Angesichts der Bautätigkeiten in der 
wachsenden Stadt, der Konkurrenz der Wirtschaft 
und der Bundesbehörden kein leichtes Unterfangen, 
und Berlin muss sich fragen, ob Besoldung und Ge-
halt noch angemessen und interessant sind.

Ferdinand Horbat

Bildung

Verlautbarungen helfen nicht
Taten müssen her, meint der bildungspolitische Sprecher der dbb Lehrergewerkschaften, 
Ferdinand Horbat, sowohl zu den Zielvorstellungen des ehemaligen Berliner Bildungsse-
nators Jürgen Zöllner in dem Positionspapier „Gute Schule“ als auch zu den im Koalitions-
papier der neuen Berliner Regierung postulierten Vorhaben. Und für seine Forderung 
nennt Horbat viele gute Gründe:

An Worten gefehlt hat es der Berliner Politik auch 
nicht, als sie über viele Jahre hinweg den öffentlichen 
Dienst als Sparbüchse missbraucht und eine schlanke 
Verwaltung propagiert hat, als gäbe es kein Morgen.

Kein Politiker darf sich deshalb jetzt verwundert die 
Augen wischen, wenn qualifiziertes Personal fehlt, 
vom Nachwuchs ganz zu schweigen. Weil die Spar-
wut auch vor Schulgebäuden und -ausstattung nicht 

Titelthema: Berliner Schulen in Not!

Fahrlässiger Umgang mit Elektrizität. Hygiene macht hier keinen Spaß; Waschraum der Schule
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Titelthema: Berliner Schulen in Not!

Anerkennung von Kinderbetreuungszeiten

dbb berlin begrüßt Klarstellungen
Der dbb berlin begrüßt, dass Innensenator Geisel 
die komplizierten gesetzlichen Regelungen zur 
Anerkennung von Kinderbetreuungszeiten im Be-
soldungsgesetz transparenter machen will. Zu 
dem Entwurf eines entsprechenden Rundschrei-
bens der Senatsverwaltung für Inneres und Sport 
hat der dbb berlin bereits Ende Januar eine positi-
ve Stellungnahme abgegeben.

Gewürdigt wurden vom dbb berlin neben den 
klarstellenden Erläuterungen insbesondere die 
praxisorientierten Beispiele in dem Entwurf.

So besteht danach kein Zweifel mehr, dass eine 
Anerkennung von Kinderbetreuungszeiten auch 
neben einer Teilzeitbeschäftigung von bis zu 30 

Stunden möglich ist – eine Regelung, die der im 
Bundeserziehungsgeldgesetz entspricht. Auch die 
Möglichkeit der Aufteilung der Kinderbetreuungs-
zeit auf zwei Betreuende wird in dem Rundschrei-
ben transparent gemacht. Schließlich erlauben 
auch die Ausführungen über die Form der Nach-
weise von Kinderbetreuungszeiten schnelle und 
unbürokratische Entscheidungen.

Unabhängig von seiner positiven Bewertung der 
vom Innensenator geplanten Klarstellungen erin-
nert der dbb berlin in seiner Stellungnahme ab-
schließend an seine grundsätzliche Forderung 
nach Ausweitung der Anerkennung der Kinderbe-
treuungszeiten im Besoldungsrecht auf drei Jahre, 
wie sie die Bundesregelung vorsieht.

Halt gemacht hat, ist mittlerweile ein Neubau- und 
Sanierungsstau aufgelaufen, den die ebenfalls perso-
nell sträflich dezimierten Bauämter in der mittler-
weile gebotenen Eile mit Sicherheit nicht bewältigen 
können.

Immerhin scheint jetzt, wo das Kind im Brunnen liegt 
– auch wenn die Fehlleistungen der Vergangenheit 
immer noch als notwendiger Abbau einigungsbe-
dingten Personalüberhangs bemäntelt werden – die 
Erkenntnis zu wachsen, dass der öffentliche Dienst 
kein Selbstzweck ist, sondern ein Mehrwert für die 
Bürgerinnen und Bürger. Er ist es nämlich, der u. a. 
für innere und äußere Sicherheit, für schulische Bil-
dung und die Grundsicherung des täglichen Lebens 
sorgt.

Das ist allerdings nur dann zufriedenstellend mög-
lich, wenn die Politik aufgabenkritisch die notwendi-
gen Maßnahmen und vorausschauenden Entschei-
dungen trifft.

Keine vorausschauenden Entscheidungen

Es reicht beim Eintritt geburtenstarker Jahrgänge in 
den Ruhestand einfach nicht, über Pensionsausga-
ben zu jammern und die Schließung entstehender 
Personallücken großzügig zu übersehen.

Tausende von Lehrkräften erreichten in den letzten 
Jahren den Ruhestand, heute fehlt es an qualifizier-
tem Nachwuchs. Quereinsteiger sollen es jetzt rich-
ten – in einem Berliner Bezirk machen sie inzwischen 

79 Prozent der ein-
gestellten Lehrkräf-
te an Grundschulen 
aus – nach den päd-
agogischen Fähig-
keiten wird offen-
bar lieber nicht 
gefragt.

Um die Resultate 
der mangelhaften 
Personalplanung 
vergangener Jahre 
zu korrigieren, müs-
sen den Worten 
endlich Taten fol-
gen und das um-
setzt werden, was schon im Positionspapier „Gute 
Schule“ vor einigen Jahren zumindest verbal als rich-
tig und wichtig erkannt wurde, nämlich:

>> transparente Entscheidungen,

>> respektvoller Umgang mit allen am Schulleben  
beteiligten Gruppen und

>> Führung durch Vorbild. 

Im Sinne dieser Empfehlungen hoffe ich nicht nur 
auf einen kritischen und konstruktiven Dialog mit 
den politisch Verantwortlichen der Senatsbildungs-
verwaltung, sondern auch auf längst überfällige  
Taten.�
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Der Landesgesetzgeber ist gefordert

Gesamtfrauenvertreterinnen  
bislang ohne Teilnahmerecht an 
Gesamtpersonalratssitzungen! 
In Berlin klafft eine unverständliche Lücke im Personalvertretungsrecht: Nach § 36 PersVG 
Berlin haben zwar Frauenvertreterin und Schwerbehindertenvertretung das Recht, an al-
len Sitzungen des Personalrats beratend teilzunehmen, für die Gesamtfrauenvertreterin 
fehlt jedoch eine entsprechende Regelung. Damit künftig auch im überörtlichen Bereich 
die Belange der Frauen mit der beratenden Stimme der Gesamtfrauenvertreterin behan-
delt werden können, muss der Gesetzgeber dringend handeln.

Denn schon vor Jahren hat ein Berliner Gesamtperso-
nalrat der Gesamtfrauenvertreterin die Teilnahme an 
den Gesamtpersonalratssitzungen verwehrt, weil  
§ 52 PersVG Berlin, der die Geschäftsführung des Ge-
samtpersonalrats regelt, ausdrücklich nicht auf das 
Teilnahmerecht der örtlichen Frauenvertreterin nach 
§ 36 verweist. Offensichtlich – so die ablehnende Be-
gründung – stünden die personalvertretungsrechtli-
chen Vorschriften über die Nichtöffentlichkeit und 
die Verschwiegenheitspflicht der Teilnahme der Ge-
samtfrauenvertreterin an den Sitzungen entgegen. 

VG Berlin: Kein Versehen erkennbar

Das Verwaltungsgericht Berlin hat sich dieser Auffas-
sung angeschlossen. Für die Richter war jedenfalls 
nicht erkennbar, dass dem Berliner Gesetzgeber in 
Sachen Teilnahmerecht der Gesamtfrauenvertreterin 
lediglich ein Versehen unterlaufen ist. 

Außerdem stellten sie klar, das auch das Teilnahme-
recht der Gesamt-Jugend- und Auszubildendenver-
tretung an den Gesamtpersonalratssitzungen keinen 
Analogieschluss zulasse, weil sich die Gesamt-Ju-
gend- und Auszubildendenvertretung in ihren recht-
lichen Möglichkeiten wesentlich von denen der Ge-
samtfrauenvertreterin unterscheide. Letzterer 
stünden nach § 18 a LGG weitgehende Kompetenzen 
zu eigenständigem Handeln zu, über die die Jugend- 
und Auszubildendenvertretungen nicht verfügten. 
Deren gesetzliche Handlungsmöglichkeiten auf allen 
Ebenen seien vielmehr von der jeweiligen Personal-
vertretung abhängig. 

Auch das Teilnahmerecht der Gesamtschwerbehin-
dertenvertretung an den Sitzungen des Gesamtper-
sonalrats sage nichts über den Willen des Berliner 
Gesetzgebers aus, weil in diesem Fall der Bundesge-
setzgeber, der das Zusammenwirken verschiedener 
Vertreter von Personalinteressen eigenständig be-

werten kann, für die Regelung verantwortlich zeich-
net.

Schließlich lasse sich auch aus der abweichenden  
Bestimmung für die örtlichen Frauenvertreterinnen 
kein Gleichbehandlungsgebot für die Gesamtfrauen-
vertreterin ableiten. Denn der Berliner Gesetzgeber 
dürfe durchaus die Institutionen der öffentlichen 
Verwaltung auf den verschiedenen Verwaltungsebe-
nen mit unterschiedlichen Rechten und Pflichten 
ausstatten – soweit die Verfassung nicht entgegen-
stehe. 

Einen gegebenenfalls abweichenden Standpunkt 
muss nach Auffassung des VG Berlin der Gesetzgeber 
selbst artikulieren (Beschluss vom 13. September 
2013 – 61 K 4.13 PVL –, Rn. 15, juris).

Jetzt Gesetzeslücke schließen!

Seit dieser Entscheidung des Verwaltungsgerichts 
Berlin aus dem Jahre 2013 hat sich an der misslichen 
Situation der Gesamtfrauenvertreterinnen nichts ge-
tan. Nach der Senatsneubildung sollte deshalb un-
verzüglich die Chance ergriffen werden, die gesetzli-
che Lücke, die die Rechtsprechung nicht schließen 
kann, durch gesetzgeberisches Handeln zu beseiti-
gen.

Es ist nämlich überhaupt nicht nachvollziehbar, dass 
die beratende Teilnahme der Gesamtfrauenvertrete-
rin an den Gesamtpersonalratssitzungen weniger 
wichtig ist als die der Frauenvertreterin an den Per-
sonalratssitzungen. Vielmehr fehlt es gegenwärtig 
an der beratenden Stimme der Gesamtfrauenvertre-
terin, wenn für einen überörtlichen Bereich die Be-
lange der Frauen zu würdigen und zu berücksichti-
gen sind. 

Rechtsanwältin Maria Timmermann
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dbb im dialog

ITDZ Berlin vor 
Herkulesaufgabe
Bessere Kommunikation wichtig 

„Es ist immer gut, in den Dialog zu treten, hat die 
Vorständin des ITDZ Berlin, Ines Fiedler, die am 21. 
Februar Gast einer Veranstaltung der Reihe „dbb im 
dialog“ in der Landesgeschäftsstelle des dbb berlin 
war, ihre Ausführungen begonnen – und damit be-
reits eines der Kernprobleme auf dem Weg zur  
Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung in Berlin 
angerissen. Denn das ITDZ steht nach der Verab-
schiedung des E-Government-Gesetzes vor herkuli-
schen Aufgaben (siehe hauptstadt magazin Jan/Feb, 
Seite 14), erfreut sich aber bei Hauptverwaltung und 
in den Bezirksämter keiner allzu großen Beliebtheit. 
Insofern ist Kommunikation ein wichtiger Schlüssel 
für das Gelingen der ehrgeizigen Gesetzesziele, die 
von medienbruchfreien elektronischen Verwaltungs-
abläufen über elektronischen Bürgerservice bis hin 
zur flächendeckenden Vereinheitlichung der IT-Stan-
dards reichen. 

Ines Fiedler weiß um die Schwächen des ITDZ beim 
Umgang mit seinen „Verwaltungskunden“, insbeson-
dere in der Vergangenheit. Oft seien bei neuen An-
forderungen oder Störungsfällen falsche Erwartun-
gen über rasche Lösung geweckt worden, die dann 
doch so schnell nicht zu realisieren waren. Das ITDZ 
hat hier gegengesteuert und seinen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter klargemacht, dass derartige Zu-
sagen in der Regel nur kurzzeitig „Luft verschafften“, 
um den Technikern dann später umso schwerer auf 
die Füße zu fallen. Generell ist für Informatiker die 
Denke von Verwaltungsmitarbeitern zunächst 
fremd, weil sich Ziele und Arbeitsabläufe enorm un-
terscheiden. Das ITDZ ist deshalb längst dazu überge-
gangen, mit entsprechenden Schulungen für ein bes-
seres Verständnis der Arbeitsweise von 
Verwaltungen bei seinen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern zu sorgen. Außerdem wird gesteigerter 
Wert auf Serviceorientierung gelegt.

Keine Einbahnstraße

Die Kommunikationsprobleme sind allerdings nicht 
einseitig. So mangelt es auch vielen Verwaltungsmit-
arbeitern an Verständnis für technologische Zusam-
menhänge und Vorgänge. Besonders verhängnisvoll 
wirkt sich das aus, wenn Führungskräfte dem Dienst-
leister ITDZ die Anforderungen ihrer Dienststelle 
nicht definieren können oder aber eine Umsetzung 
kompliziertester Systeme im Geschwindschritt er-

warten. Etwas technologische Affinität würde nach 
Meinung von Vorständin Fiedler die Erwartungshal-
tung hier schnell auf ein realistisches Maß zurück-
schrauben. Wünschenswert wäre deshalb, wenn in 
Zukunft auch technologisches Grundwissen in das 
Einstellungsprofil zumindest für Führungskräfte der 
Verwaltung Eingang finden würde. Bei der erfolgrei-
chen Umsetzung des E-Government-Gesetzes in Ber-
lin sollten insofern weder an Technologien völlig des-
interessierter Dienststellenleiter noch von jeder 
Verwaltungsrealität weit entfernte Freaks einen 
Platz haben.

Neue IT-Staatssekretärin

Erleichtert zeigte sich Fiedler, dass es beim Innense-
nator jetzt die IT-Staatssekretärin Sabine Smentek 
gibt, die sich wohl auch der Schulungsproblematik 
annehmen wird.

Weitere Tätigkeitsfelder sieht die ITDZ-Vorständin in 
der Nachwuchsrekrutierung, die unter TV-L-Bedin-
gungen nur kaum gelingen dürfte, weil eine markt-
gerechten Bezahlung für die begehrten IT-Experten 
sehr viel höher liegt.

Politische Vorgaben müsse es auch im Zusammen-
hang mit der Reihenfolge der Einführung vereinheit-
lichter IT-Standards geben. Soll es beispielsweise  
zunächst eine Vereinheitlichung bei allen Ordnungs-
ämtern der Stadt geben oder ist es wichtiger, dass 
die Dienststellen eine Bezirksamts erst einmal ein-
heitlich vernetzt werden?

Deutlich wurde bei der dbb Veranstaltung auf jeden 
Fall, dass die Umsetzung des E-Government-Geset-
zes eine gewaltige Aufgabe darstellt, die ohne ge-
genseitiges Verständnis und Interesse kaum zu be-
wältigen sein wird. Der ITDZ-Vorständin wünschten 
am Ende der Diskussion jedenfalls alle Teilnehmer 
viel Erfolg und Glück bei ihrer verantwortungsvollen 
Tätigkeit.�

Zahlen & Fakten zum ITDZ Berlin

Umsatz: 133 Mio. € 

Investitionen

1.078 km Lichtwellenleiter
522 erschlossene Standorte

2.200 Server
198 betriebene Verfahren/Services 

295 Telekommunikationsanlagen 
39.500 Anschlüsse

Schon jetzt gut ausgelastet ...
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Zehn USB-Sticks zu gewinnen 
Zehn USB-Sticks – praktischerweise am Handgelenk tragbar – sind dieses Mal bei unserem Preisrätsel zu ge-
winnen. Schicken Sie das Lösungswort des Schwedenrätsels, das wichtige Ansprechpartner des dbb berlin be-
zeichnet, bis 15. März an dbb berlin, Fax: 030.3279520 oder E-Mail: post@dbb.berlin. 
Die Gewinner werden unter den richtigen Einsendungen ausgelost. Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.  
Vergessen Sie nicht, Ihre Kontaktdaten anzugeben, damit wir die Gewinne auch zustellen können.

Und jetzt: Fröhliches Raten!

Ihr dbb berlin� Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.

Loreen Sejnovski tanzt auf dem Hauptstadtball!
Loreen Sejnovski heißt die glückliche Gewinnerin un-
seres ersten Preisrätsels. Sie kommt aus Berlin-Mar-
zahn-Hellersdorf und wird am 4. März mit einem 
Partner ihrer Wahl Gast beim Hauptstadtball 2017 

der DPolG im Mercure Hotel in der Stephanstraße 
sein. Das hauptstadt magazin gratuliert herzlich und 
wünscht eine beschwingte Ballnacht. 
�

Zahlen & Fakten zum ITDZ Berlin

Umsatz: 133 Mio. € 

Investitionen

1.078 km Lichtwellenleiter
522 erschlossene Standorte

2.200 Server
198 betriebene Verfahren/Services 

295 Telekommunikationsanlagen 
39.500 Anschlüsse
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Dankesurkunden auch für  
Jubiläen vor dem 1. Januar 2016

Zumindest eine 
Geste ...
Der dbb berlin hat bekanntlich nach langem Ringen 
die Wiedereinführung der Jubiläumszuwendung für 
die Berliner Beamtinnen und Beamten zum 1. Janu-
ar 2016 erreicht. Eine rückwirkende Regelung war 
leider mit Senat und Abgeordnetenhaus nicht zu 
machen. Immerhin hat man sich jetzt aber wenigs-
tens zu einer anerkennenden Geste für die Jubilare 
entschlossen, die wegen der Stichtagsregelung leer 
ausgehen. Sie sollen, wie Innensenator Geisel auf 
eine entsprechende Anregung des dbb berlin mitge-

teilt hat, nachträglich als Anerkennung für ihre 
treuen Dienste mit einer Jubiläumsurkunde geehrt 
werden. 

Ein entsprechendes Rundschreiben an die Landesbe-
hörden, das diesen nachträglichen Dank empfiehlt, 
ist bereits in Arbeit und wird dem dbb berlin nach 
Abstimmung zwischen Innensenator und der Senats-
verwaltung für Justiz, Verbraucherschutz und Anti-
diskriminierung übersandt werden.�

Wahl der Seniorenvertretungen

Unterstützung für dbb Kandidaten 
Im März 2017 werden die Mitglieder der bezirklichen 
Seniorenvertretungen für die nächste Legislaturperi-
ode gewählt. Der Landesvorstand des dbb berlin hat 
in diesem Zusammenhang Ende Januar einstimmig 
die Unterstützung der Mitglieder seiner Fachgewerk-
schaften beschlossen, die in die bezirklichen Senio-
renvertretungen gewählt werden. Diese Kolleginnen 
und Kollegen sollen bei ihrer ehrenamtlichen Arbeit 
auf die praktische Hilfe und den Sachverstand des 
dbb berlin zurückgreifen können. Die Koordination 
wird die Landesleitung gemeinsam mit der Senioren-

vertretung und der Landesgeschäftsstelle  
übernehmen.

Da der dbb berlin derzeit noch keinen vollständigen 
Überblick über die Kandidaturen von Fachgewerk-
schaftsmitgliedern in den verschiedenen Bezirken 
hat, bitten wir um Rückmeldung direkt an:  
dbb berlin  
Alt-Moabit 96 a, 10559 Berlin  
E-Mail: post@dbb.berlin 
Telefon: 030.327952-0�

Charité:  
gkl berlin und dbb  
kämpfen um Verbesserungen
Die Charité plant den Beitritt zum Kommunalen 
Arbeitgeberverband Berlin (KAV Berlin). Sollte es 
dazu kommen, werden die Beschäftigten aller 
Wahrscheinlichkeit nach in den TVöD überführt 
werden. Der bisher geltende TV-Charité bietet ei-
nige Besserstellungen für die Beschäftigten – ge-
rade in der Pflege – gegenüber dem TVöD. Die gkl 
berlin und der dbb werden bei den anstehenden 

Verhandlungen dafür kämpfen, dass diese bereits 
errungenen Verbesserungen aus dem TV-Charité 
auch im Falle eines KAV-Beitritts erhalten bleiben 
und dass selbstverständlich die gesamte Charité 
an den TVöD West angebunden bleibt. Konkret 
heißt das eine Arbeitszeit von 39 Stunden pro Wo-
che sowie die Jahressonderzahlung auf TVöD-
West-Niveau. �

März 2017
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